
 

 

LM Backhaus zieht Klima-
Jahresbilanz: Moorschutz, LNG 
und Balkonkraftwerke  
 

Wie können wir Mecklenburg-Vorpommern bis 2040 
klimaneutral aufstellen? Diese Frage hat des Ministerium für 
Klimaschutz, Landwirtschaft, ländliche Räume und 
Umweltschutz im ablaufenden Jahr 2022 maßgeblich 
beschäftigt. Dieses Ziel ist im aktuellen Koalitionsvertrag 
verankert und Ausgangspunkt für das Landesklimaschutzgesetz, 
das derzeit unter Federfederführung des zuständigen 
Fachministers Dr. Till Backhaus erarbeitet wird. „Es soll 
bundesweit das modernste seiner Art werden, da es nicht nur 
Ziele formuliert, sondern auch konkrete Maßnahmen für 
einzelne Sektoren festlegt und die Menschen im Land über 
verschiedene Beteiligungsformate aktiv einbindet“, sagte 
Backhaus heute an seinem Dienstsitz im Rahmen einer 
Pressekonferenz zum Jahresabschluss. Der abgestimmte 
Gesetzesentwurf soll Ende 2023 dem Landtag zugeleitet 
werden. 

Moorschutz 

Die Moore im Land seien laut Backhaus ein wichitger Dreh- und 
Angelpunkt, um Klimaneutralität bis 2040 zu erreichen: 
„Konkret müssen ab 2040 alle Produkte und Dienstleistungen 
klimaneutral, d. h. ohne jegliche Treibhausgasemissionen 
hergestellt bzw. erbracht werden. Das wird in sehr vielen Fällen 
nur auf Basis nachwachsender Rohstoffe gelingen. Folglich wird 
der Nutzungsdruck auf die Flächen, auch auf die Moore, 
steigen. Anderseits führt die derzeitige, trockene Nutzung dazu, 
dass die Emissionen aus Mooren mit 6 Mio. Tonnen 
CO2eq/Jahr die mit Abstand größte Treibhausgaseinzelquelle in 
MV darstellen. Das entspricht rund 30 %. Da Moore rund 13 
Prozent unser Landesfläche ausmachen, stehen wir vor der 
Herausforderung, dass ein nicht unerheblicher Teil der Moore 
weiter genutzt werden und diese Nutzung klimaneutral 
erfolgen muss“, skizzierte Backhaus.  

 

Schwerin,   19. Dezember 2022 

Nummer                       378/2022 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Ministerium für  
Klimaschutz, Landwirtschaft, ländliche 
Räume und Umwelt 
Mecklenburg-Vorpommern 
Paulshöher Weg 1 | 19061 Schwerin 

V.i.S.d.P. Eva Klaußner-Ziebarth 
e.klaussner-ziebarth@lm.mv-regierung.de 
www.lm.mv-regierung.de 

 

PRESSEMITTEILUNG 



 

 

Das Umweltministerium MV hat deshalb Anfang des Jahres 
eine Taskforce Moorschutz gegründet; ein Gremium aus 
Wissenschaft, Verbänden, Interessensvertretungen und 
Verwaltung, das sich intensiv mit Fragen der Rechtssetzung, 
der Flächenverfügbarkeit, mit Nutzungsalternativen und der 
Finanzierung beschäftigt. „Insbesondere bei der Finanzierung 
konnten wir wichtige Weichen stellen: Neben den in MV 
entwickelten MoorFutures sowie dem Rückgriff auf alte und 
neue Fördertöpfe der EU und des Bundes, ist es der Taskforce 
gelungen, beim Bundumweltministerium zusätzliche Mittel für 
den Aufbau einer Moorschutzagentur einzuwerben. Unsere 
Erfahrungen zeigen, dass die bestehenden Strukturen nicht 
ausreichen, um Interessierten die Beratungsleistung 
anzubieten, die sie benötigen, um sich an neue 
klimafreundliche Bewirtschaftungsmethoden, wie die 
moorschonende Stauhaltung oder Paludikulturen, 
heranzuwagen“, erläuterte Backhaus und verwies auf ein 
zukunftsweisendes Projekt der Stadt Malchin, die mit 1,7 
Millionen Euro ELER-Mittel die Biergraben-Niederung (134 ha) 
wiedervernässen möchte. „Das Projekt ist zukunftsweisend, da 
die nasse Grünlandbewirtschaftung eine echte wirtschaftliche 
Alternative in den landwirtschaftlich genutzten Mooren 
darstellt. Auch ist Malchin die erste Stadt im Land, die selbst als 
Projektträger auftritt und damit Verantwortung übernimmt. 
Dieses Engagement hat Vorbildunktion“, kommentierte 
Backhaus.   

Für den Minister steht daher fest: „Klimaschutz muss man sich 
nicht nur leisten; Klimaschutz kann man sich leisten und 
zukünftig wird es auch verstärkt möglich sein, damit Geld zu 
verdienen. M-V ist auf diesem Gebiet führend, aber immer 
noch zu langsam. Aber wir schaffen Strukturen, die eine 
Beschleunigung ermöglichen.“ 
Insgesamt wurden in M-V seit 1998 über 30.000 Hektar Fläche 
wiedervernässt. Dadurch wurden Hochrechnungen zufolge pro 
Jahr rund 300.000 Kohlenstoffäquivalente eingespart – also 
nicht in die Atmosphäre emittiert. 

LNG-Terminal Lubmin 

Klimaschutz impliziert auch eine gesicherte und 
klimafreundliche Energieversorgung: „Der russische 
Angriffskrieg auf die Ukraine hat uns vor ungeahnte 
energiepolitische Herausforderungen gestellt und gezeigt, dass 
es wichtig ist, Lieferquellen zu diversifizieren und Import-
Infrastrukturen aufzubauen, die künftig auch das Tor zum 
Weltmarkt für grüne Energieträger, wie Wasserstoff, werden 



 

 

können“, betonte Minister Backhaus.  
Mit dem LNG-Terminal am Standort Lubmin trage M-V 
maßgeblich zur Versorgungssicherheit der Bundesrepublik 
Deutschland bei, sagte er weiter und stellte anschließend den 
aktuellen Stand des immisionsschutztrechtlichen 
Genehmigungsverfahren dar: Das Regasifizierungsschiff 
Neptune sei am 16.12.2022 im Hafen von Lubmin 
angekommen. Ein Gasstanker mit ägyptischen Gas stehe kurz 
vor dem Eintritt in die Ostsee und soll nach Informationen von 
Deutsche ReGas am Mittwochabend in Lubmin ankommen. Ein 
Shuttle Schiff warte im Hafen von Mukran auf seinen Einsatz. 
„Damit hat das Unternehmen fast alle technischen 
Voraussetzungen für einen Betrieb des Terminals erbracht. Das 
ändert aber nichts daran, dass wir das laufende  
imissionsschutzrechtliche Genehmigungsverfahren weiterhin 
mit großer Sorgfalt abarbeiten. Für mich geht Rechtssicherheit 
vor Schnelligkeit“, unterstrich der Minister. Er informierte, dass 
Deutsche ReGas beim Land die Zulassung eines vorzeitigen 
Beginns beantragt habe; auch dieser Antrag werde derzeit 
gründlich ausgewertet. Der Minister wies darauf hin: „Die 
Zulassung von Maßnahmen zur Prüfung der 
Pretirebstüchtigkeit ist keine Vorwegnahme des 
Zulassungsbescheides für den Vollbetrieb. Beide Vorhaben 
werden unbeeinflusst voneinander geprüft.“ 

Das imissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren 
befindet sich laut Backhaus derzeit in der Phase des 
Einwendungsmanagements. Im StALU Vorpommern seien bis 
Ende November über 1.000 Einwendungen eingegangen, die 
derzeit durch die an dem Verfahren beteiligten Behörden 
ausgewertet werden. Sofern die Genehmigungsfähigkeit des 
Vorhabens festgestellt wird, erfolgt gemäß LNG-
Beschleunigungsgesetz eine zweite Information der 
Öffentlichkeit. Das heißt, die wesentlichen Antragsunterlagen, 
der Entwurf der Zulassungsentscheidung sowie Begründungen 
würden für eine Dauer von vier Tagen ausgelegt. Eine 
Entscheidung soll ein Kürze vorliegen.  

Balkonkraftwerke  

Mit dem 10-Millionen-Euro-Programm zur Förderung von 
steckerfertigen Photovoltiakanlagen für Balkone, dass im 
November an den Start gegangen ist, ermöglicht das Land den 
Bürgerinnen und Bürger darüber hinaus die eigenen 
Stromkosten und ihren Anteil am Verbrauch fossiler Energien 
zu senken: „Das Programm erfährt eine sehr gute Resonanz. Im 
Schnitt gehen täglich rund 100 Anträge ein. Aktuell liegen uns 



 

 

über 2.500 Anträge zur Bewilligung vor. Davon wurden bereits 
knapp 2.000 als bewilligungsreif vorgeprüft und ca. 1.200 
gelten bereits als vollständig erledigt und wurden zur 
Auszahlung an das Kassensystem übermittelt.  Das Ziel, 
insbesondere die sozial Schwächeren, also die Mieter, 
bevorzugt zu bedienen, wird mit einem Antragsanteil von ca. 
12 Prozent noch nicht erreicht.  Wir haben jedoch vorsorglich 
2/3 der Mittel für Mietende reserviert, wodurch sich der Anteil 
zu den sozial Schwächeren Antragstellern verschieben wird“, 
resümierte Minister Backhaus. Die Deckelung des Förderanteils 
für Eigentümer bei insgesamt 3 Millionen Euro werde 
prognostisch in ca. 2 Monaten erreicht sein.  

Vogelgrippe  

Abschließend thematisierte Backhaus die Tierseuchenlage im 
Land und wies darauf hin, dass die Zahlen von 
Geflügelpestausbrüchen derzeit insbesondere bei kleinen 
Tierhaltungen in mehreren Bundesländern steigen. Ursächlich 
hierfür seien mindestens drei Geflügelausstellungen und der 
dort stattfindende Verkauf von Rassegeflügel gewesen. M-V sei 
aufgrund einer Rasse- und Hobbygeflügelschau Ende 
November mit ca. 250 Teilnehmern in Demmin, die zu 
Streuungen im Lande selbst, aber auch nach Schleswig-Holstein 
und Ostwestfalen führte, besonders betroffen. Weitere 
Ausbrüche ergaben sich infolge der Verschleppung des Erregers 
auf die Regionalschauen (Wittenburg, Grevesmühlen, Parchim) 
in der Folgewoche. „Die amtlichen Sperrungen, 
Betriebsbesuche, Kontaktermittlungen und entsprechende 
Informationsketten erfolgten unverzüglich. Dadurch konnten 
die Infektionsketten in diesem Geschehen relativ schnell 
unterbrochen werden, was sich auch im wochenweisen 
Rückgang der Ausbruchsmeldungen widerspiegelt“, erklärte 
der Minister. Mit Stand vom 14.12.2022 wurden in MV 
insgesamt 56 Ausbrüche von Geflügelpest (HPAI H5N1) amtlich 
festgestellt und ca. 3.840 Tiere tierschutzgerecht getötet. Die 
letzte Ausbruchsfeststellung erfolgte am 12.12.2022 im 
Landkreis Vorpommern-Greifswald.   

 


